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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Änderung der Entscheidung über 
die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen 

— Drucksache 8/25 — 


A. Problem 

Nach Artikel 15 der Harmonisierungsentscheidung vom 13. Mai 
1965 ist die EG-Kommission verpflichtet, alle zwei Jahre einen 
Bericht über Fortschritte in der Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen Straße, Eisenbahn und Schiff- 
fahrt vorzulegen. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission will von dieser Berichtspflicht entbunden 
werden. 

Einmütige Ablehnung im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 8/1246 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Vorlage in Drucksache 8/25 abzulehnen. 


Bonn, den 23. November 1977 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 


Lemmrich 

Vorsitzender 


Feinendegen 

Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Feinendegen 


Die Vorlage in Drucksache 8/25 wurde mit Schrei- 
ben des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
21. Januar 1977 dem Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen zur Beratung über- 
wiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Beratung am 
23. November 1977 durchgeführt. 

Der Artikel 15 der Entscheidung Nr. 65/271 /EWG des 
Rates vom 13. Mai 1965 über die Harmonisierung 
bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr be- 
einflussen, hat folgenden Wortlaut: 

„Zwei Jahre nach Wirksamwerden dieser Entschei- 
dung und anschließend alle zwei Jahre legt die 
Kommission dem Rat einen Bericht über die Durch- 
führung dieser Entscheidung vor. Erforderlichen- 
falls wird sie Vorschläge zur Änderung oder Ergän- 
zung der Entscheidung unter Berücksichtigung der 
Errichtung des Gemeinsamen Marktes und der Ent- 
wicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik unter- 
breiten." 

Die EG-Kommission möchte von dieser turnusmäßi- 
gen Berichtspflicht entbunden werden. Hierzu wird 
folgende Begründung angegeben: 

— * Die Ziele einer Harmonisierung der steuerlichen 
Vorschriften für die verschiedenen Verkehrsträ- 
ger seien nahezu vollständig erreicht. Ähnliches 


gelte für die Sozialvorschriften und für die Ab- 
geltung öffentlicher Lasten, die von den Eisen- 
bahnunternehmen zu tragen seien. 

— Es gebe Überschneidungen mit anderen Berichts- 
pflichten auf Spezialgebieten (insbesondere be- 
züglich der Sozialvorschriften). 

— Die jüngsten Berichte seien vom Rat nicht mehr 
geprüft worden. 

Der Verkehrsausschuß vertritt jedoch in Überein- 
stimmung mit dem Vertreter des Verkehrsministe- 
riums den Standpunkt, daß wegen des unbefriedi- 
genden Entwicklungsstandes der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik an der Berichtspflicht des Artikels 15 
der Harmonisierungsentscheidung vorerst noch fest- 
gehalten werden sollte. Insbesondere die in den Ar- 
tikeln 1 und 2 der Harmonisierungsentscheidung er- 
teilten Auflagen bezüglich einer einheitlichen Ab- 
geltung der Wegekosten durch die Verkehrsträger 
und einer Harmonisierung der Steuerbelastungen 
für die Verkehrsträger sind bisher keineswegs er- 
füllt worden. Durch die Vorlage von Berichten zu 
Spezialbereichen der europäischen Verkehrspolitik 
kann die notwendige Gesamtübersicht nicht ge- 
wonnen werden. 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt daher die Ableh- 
nung der Vorlage. 


Bonn, den 23. November 1977 


Feinendegen 

Berichterstatter 
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